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1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 348) geändert worden ist

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) geändert worden ist

 Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist

 Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.Mai 2018 
(GVBl. S.198), mehrfach geändert sowie §§ 63a und 64a neu eingefügt durch Gesetz vom 
9. Oktober 2025 (GVBl. 2025 Nr. 66) 

2. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

2.1. Art der baulichen Nutzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

2.1.1. Allgemeines Wohngebiet 
gem. § 4 BauNVO

In den Allgemeinen Wohngebieten sind Wohngebäude, nicht störenden Handwerksbetrie-
be sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
allgemein zulässig. 

Auch Räume für freie Berufe sind gem. § 13 BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten zuläs-
sig.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

 der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

 Anlagen für Verwaltungen

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 
Nr. 5 BauNVO, Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 
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2.2. Maß der baulichen Nutzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 9 Abs. 3 S. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 3 BauNVO

2.2.1. Grundfläche 
gem. § 19 BauNVO

Die GRZ wird auf 0,4 festgesetzt.

2.3. Höhe baulicher Anlagen/ Geschossflächenzahl 
gem. § 20 BauNVO

In dem Gebiet werden maximal zwei Vollgeschosse und eine GFZ von 0,8 als Höchst-
grenze festgesetzt.

2.4. Bauweise 
gem. § 22 BauNVO

Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser sowie Hausgruppen in Form von Reihenhäu-
sern.

2.5. Überbaubare Grundstücksfläche 
gem. § 23 BauNVO

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die überbaubare Grundstücksfläche durch 
Baugrenzen festgesetzt.

2.6. Flächen für Nebenanlagen sowie Garagen und Stellplätze 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO

Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Bad Soden-Salmünster mit einem Stellplatzschlüssel 
von 1,5 pro Wohneinheit. 

Als untergeordnete Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO Abs. 1 sind Gartenhäuser 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Gartenhäuser dürfen eine 
Grundfläche von 4 m² sowie eine Traufhöhe von 2,10 m nicht überschreiten. 

Anlagen für Kleintierhaltung sind nicht zulässig.
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2.7. Flächen für den Verkehr 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die Befahrbarkeit der festgesetzten Verkehrsflächen öffentlicher Widmung durch dreiachsi-
ge Rettungsmittel muss zu jedem Zeitpunkt gewährleistet sein.

2.8. Flächen für die Abfallbeseitigung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB i.V.m. § 3 HBO und § 22 Abs. 1 BImSchG

An dem westlichen Kreuzungsbereichen der nach Norden abgehenden Erschließungsstra-
ße ist gemäß Planzeichnung eine Müllsammelstelle einzurichten.

Die Sammelstelle ist nach Stand der aktuellen Technik so einzufrieden, dass es zu keiner 
erheblichen Geruchsbelästigung im Bereich schutzbedürftiger Daueraufenthaltsräume 
nach DIN 4109 und Daueraufenthaltsflächen (z.B. Balkone, Terrassen, Freisitze) kommt 
(§ 3 HBO; § 22 Abs. 1 BImSchG).

2.9. Grünflächen und Flächen für das Anpflanzen oder mit Bindung/Erhaltung 
für/von Bepflanzungen sowie Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
gem. §§ 9 Abs. 1. Nr. 14 und Nr. 25 und  9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

2.9.1. Freiflächengestaltung auf privaten Grundstücken

Die Grundstücksfreiflächen, die nicht der Erschließung der Gebäude und Nebenanlagen 
dienen, sind gärtnerisch anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Freiflä-
chen sind durch heimische Gehölze, Stauden, Gräser und Rasenflächen zu strukturie-
ren.

2.9.2. Bestandsbäume/ Anpflanzung von Bäumen

Der in dem Plangebiet vorhandene Bestandsbaum ist dauerhaft zu erhalten und zu pfle-
gen. Bei Abgängigkeit ist der Baum durch eine standortgerechte, heimische Alternative 
standortnah zu ersetzen und dauerhaft zu erhalten. 

Je Grundstücksparzelle ist mindestens ein standortgerechter, heimischer Laubbaum zu 
pflanzen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und im Falle 
eines Verlustes zeitnah zu ersetzen. 

2.9.3. Verwendung umweltfreundlicher Pflanzenarten

Bei der Auswahl der neu zu pflanzenden oder zu ersetzenden Bäume sind klimaresilien-
te und insektenfreundliche Arten zu verwenden. Hierbei sind die Empfehlungen der GALK: 
Gartenamtsleiterkonferenz zu beachten.

Für die Anpflanzung von Bäumen wird mindestens ein Stammumfang von 14-16 cm als 
Empfehlung angegeben.

Auf die Anpflanzung von Kirschlorbeergewächsen ist zu verzichten. 
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2.10. Führung von Versorgungsleitungen 
§ 9 Abs. 1. Nr. 13 BauGB

Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind dem Stand der Technik gemäß unterirdisch zu 
verlegen.

3. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN / BAUORDNUNGSRECHTLICHE 
FESTSETZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M § 91 ABS. 1 UND 2 HBO

3.1. Dachgestaltung

Hauptgebäude sind mit Satteldach mit einer Neigung von 25 - 45 Grad zu versehen. 
Garagen und sonstige  Nebenanlagen können auch mit  einem Flachdach ausgeführt 
werden.

Für die Dacheindeckung der Satteldächer sind naturrote, nicht spiegelnde Dachziegel / 
Dachpfannen zu verwenden. 

3.2. Photovoltaik 

Die Installation von Anlagen der Solarthermie und Photovoltaik sind im gesamten Gel-
tungsbereich zulässig. Eine Blendwirkung durch die Module ist auszuschließen. 

Die Gestaltung hat in geschlossener rechteckiger oder quadratischer Form zu erfolgen. 
Der Abstand zu First, Traufe und Ortgang muss mindestens 50 cm betragen. Diese Ab-
standsvorgabe entfällt bei in die Dachfläche integrierten Kollektoren (Indachmontage).

3.3. Freiflächengestaltung 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 2 HBO

3.3.1. Schottergärten

Flächenhafte Stein-, Kies-, Splitt- und Schottergärten oder Schüttungen sind im gesam-
ten Plange-biet unzulässig. Private Freiflächen sind gärtnerisch zu gestalten.

3.3.2. Einfriedung

Zur Abgrenzung der privaten Grundstücke ist die Errichtung eines maximal 1,20 m hohen 
Sichtschutzes in Form eines Zaunes, optional mit Mauersockel, einer Natursteinmauer, 
oder einer begrünten Hecke aus heimischen Pflanzenarten zulässig. Die Einfriedung ist 
blickdurchlässig zu errichten. Blickschutzzäune aus Kunststoff sind unzulässig. 
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4. NACHRICHTLICHE HINWEISE

4.1. Schutzmaßnahmen Versorgungsleitungen

Öffentliche Versorgungsleitungen und -anlagen dürfen nicht überbaut oder mit Bäumen, 
Großsträuchern und tiefwurzelnden Sträuchern bepflanzt  werden.  Um die Betriebssi-
cherheit und freie Zugänglichkeit nicht zu beeinträchtigen sind daher bei geplanter Neu-
anpflanzung von Wegebegleitgrün (Bäume und tiefwurzelnde Sträucher) die Sicherheits-
abstände zu den Versorgungsleitungen und Versorgungsanlagen gemäß den einschlä-
gigen Regelwerken und Vorschriften einzuhalten. Gleiches gilt für feste Baukörper (z.B. 
Container / Kräne), auch diese dürfen während der Bauzeit keine vorhandenen Leitungen 
überstellen.

4.2. Bodenschutz, Altlasten, Kampfmittel

Werden im Rahmen von Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschachtungsarbeiten, 
Bodenkontaminationen und sonstige  Beeinträchtigungen festgestellt,  von  denen eine 
Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen, ist umgehend die zuständige obere Bo-
denschutzbehörde,  das Regierungspräsidium Darmstadt,  Abteilung Arbeitsschutz und 
Umwelt zu benachrichtigen und die weitere Vorgehensweise ist abzustimmen.

Es kann grundsätzlich das Vorkommen von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen werden. 
Sollten im Rahmen von Baumaßnahmen solche Kampfmittel vorgefunden werden, ist der 
Kampfmittelräumdienst des Regierungspräsidiums Darmstadt umgehend zu kontaktie-
ren.

4.3. Meldung von organoleptischen Bodenauffälligkeiten

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organolepti-
sche Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den 
Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese unverzüglich der 
zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt, Frank-
furt, Dezernat 41.5 – Bodenschutz West, mitzuteilen. Maßnahmen, die die Feststellung 
des Sachverhalts oder die Sanierung behindern können, sind bis zur Freigabe durch die 
zuständige Behörde zu unterlassen. Soweit erforderlich ist ein Fachgutachter in Altlas-
tenfragen hinzuzuziehen.

4.4. Denkmalschutz 
gem. § 21 HDSchG

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbun-
gen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, bekannt werden, 
so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Main-Kinzig-Kreises unverzüglich anzuzeigen. Funde und 
Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu 
einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 5 HDSchG). Bei sofortiger Meldung ist in der 
Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rechnen. Die mit den Erdarbeiten 
Betrauten sind entsprechend zu belehren. 
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4.5. Schutz der Bestandsbäume

Zum Schutz und langfristigem Erhalt der Bestandsbäume und Gehölze sind diese wäh-
rend der Baumaßnahmen im Kronen- und Wurzelbereich entsprechend der DIN 18920 zu 
schützen.

4.6. Artenschutz 
gem. §§ 39 und 44 BNatSchG

Gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG sind Baumfällungen und Gebüschrodungen aus 
Gründen des Artenschutzes nur  im Zeitraum vom 01.  Oktober  bis  zum 28.  Februar 
durchzuführen. So wird z.B. vermieden, dass brütende Vögel gestört/getötet werden.

Im  weiteren  Planungsverlauf  ist  ein  vertiefendes  Artenschutzrechtliches  Gutachten 
durchzuführen. 

4.7. Einsicht DIN-Vorschriften u. ä. 

Die DIN-Vorschriften, Satzungen u.ä., auf die im Bebauungsplan verwiesen wird, werden 
bei der Verwaltungsstelle, bei der auch der Bebauungsplan eingesehen werden kann, zur 
Einsicht bereitgehalten.
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